51 neue Eigentümer

Das Land Brandenburg hat in Oberhavel 127 Hektar Bodenreformland rückübertragen / 908 Hektar offen

ORANIENBURG - Bodenreform bedeutete in erster Linie Enteignung. Vor allem Großbauern verloren 1945 in der sowjetisch besetzten Zone ihre Ländereien. 82 000 Grundstücke gingen an Flüchtlinge und Landarbeiter. „Junkerland in Bauernhand“ lautete die Idee der Bodenreform. Nach der Wende wechselten die Flächen, die nicht mehr landwirtschaftlich genutzt und für die keine Erben mehr gefunden wurden, in den Besitz des Landes Brandenburg. Bei rund 10 000 Grundstücken in Brandenburg war das der Fall.

Der Bundesgerichtshof bewertete dieses Vorgehen in seinem Urteil von 2007 als „sittenwidrig“. Mit großem Aufwand machte sich das Finanzministerium danach auf die Suche nach den eigentlichen Grundstückseigentümern. Zunächst erfolglos.

Erst unter Finanzminister Helmuth Markov konnte eine nennenswerte Zahl von Erben des früheren Bodenreformlandes ausfindig gemacht werden. Im Landkreis Oberhavel wurden nach Auskunft des Ministeriums bisher 51 Grundstücke rückübertragen mit einer Gesamtfläche von 127 Hektar. Der Wert dieser Flächen wurde nicht ermittelt.

Betroffen waren in Oberhavel mehr als 1000 Hektar Land. Ein Großteil der Flächen konnte also noch nicht zurückgegeben werden.

Landesweit wurden 6988 Anträge auf Änderung der Grundbücher gestellt. 440 Entscheidungen stehen noch aus. Wie viele davon Oberhavel betreffen, ließ sich nicht ermitteln, teilte das Finanzministerium auf Anfrage mit. Gegenwärtig verwalte das Land im Kreis treuhänderisch aber noch 908 Hektar für abwesende oder unbekannte Eigentümer.

Nachfahren der Neubauern müssen nachweisen können, dass sie die berechtigten Erben der verstorbenen Grundstückseigentümer sind. Die Rückgabe des Bodenreformlandes sei aus Sicht des Landes ohne nennenswerte Komplikationen verlaufen, teilte Ministeriumssprecher Thomas Vieweg mit.

Da es sich in einigen Fällen aber um weitverzweigte Erbengemeinschaften handelt, sei es für Erben manchmal schwierig, die notwendigen Nachweise zu liefern. Das Ministerium prüft dabei sehr genau. Kein Unberechtigter soll als Grundstückseigentümer ins Grundbuch eingetragen werden. Der Fehler soll nicht wiederholt werden. (Von Klaus D. Grote)
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